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Reformbedarf und Reformkompromiss
Die Erbschaftsteuer in Deutschland – 

Florian Dorn, Björn Kauder, Manuela Krause und Niklas Potrafke* 

In der Oktober-Umfrage des Ökonomenpanels von ifo und FAZ wurden Professoren für Volkswirt-

schaftslehre an deutschen Universitäten zur Erbschaftsteuer und ihrer jüngsten Reform in Deutsch-

land befragt. Während der verabschiedete Reformkompromiss von Bund und Ländern weiterhin 

gestaffelte Steuersätze mit (verschärften) Verschonungsregeln für Betriebsvermögen vorsieht, spre-

chen sich die deutschen Volkswirte mehrheitlich für eine niedrigere, dafür einheitliche Erbschaft-

steuer ohne Ausnahmeregelungen aus. Der Mehrheit der Befragungsteilnehmer zufolge wurden 

im Reformkompromiss insbesondere die Sicherung von Arbeitsplätzen und Wettbewerbsfähigkeit 

sowie die Interessen der CSU und der Familienunternehmen berücksichtigt, jedoch den Aspekten 

der Steuergerechtigkeit und Verständlichkeit des Steuersystems zu wenig Rechnung getragen.

Die Erbschaftsteuer ist in Deutschland 
häufig Gegenstand der wirtschaftspoli­
tischen Debatte. Die Kernfrage dabei ist, 
ob Erbschaften überhaupt einer Besteu­
erung unterworfen sein sollten. In 
Deutschland ist dies grundsätzlich der 
Fall. Allerdings gibt es im Erbschaftsteu­
ergesetz persönliche Freibeträge in Ab­
hängigkeit vom Verwandtschaftsgrad und 
Verschonungsregelungen für Betriebsver­
mögen, die unter bestimmten Vorausset­
zungen eine Befreiung von der Steuer­
pflicht vorsehen. Die Verschonungsregeln 
sollen insbesondere dem Erhalt von klei­
nen und mittleren Unternehmen sowie der 
Sicherung von Arbeitsplätzen dienen. Im 
Dezember 2014 erklärte das Bundesver­
fassungsgericht die bisher gültigen Rege­
lungen allerdings für verfassungswidrig 
und forderte eine Neuregelung binnen 
eineinhalb Jahren. Bis zu einer Reform 
vergingen dennoch fast zwei Jahre. Zu­
nächst dauerte es, bis sich die Große Ko­
alition einigte und im Bundestag ein neu­
es Gesetz verabschiedete. Dieses wurde 
jedoch von der Mehrheit der rot-grün-re­
gierten Länder im Bundesrat gestoppt, so 
dass im Vermittlungsausschuss weiter­
verhandelt werden musste. Nachdem die 
vom Bundesverfassungsgericht gesetzte 
Frist bereits im Juni 2016 abgelaufen war, 
einigten sich Bund und Länder im Sep­
tember 2016 schließlich doch noch auf 
einen Reformkompromiss zur Erbschaft­
steuer. Dieser sieht eine Verschärfung der 
Vorgaben von Verschonungsregeln für 
Betriebsvermögen vor (vgl. Box). Die Re­
form gilt rückwirkend zum 1. Juli 2016.

In der Oktober-Umfrage wurden die Öko­
nomen zunächst grundsätzlich zu ihrer 
Meinung über die Erbschaftsteuer be­
fragt. Zudem sollten sie sich zu einer all­
gemeinen Reform der Erbschaftsteuer 
und zu dem gegenwärtigen Reformkom­
promiss äußern. An der Befragung betei­
ligten sich 125 Volkswirte. Dies entspricht 
einer Rücklaufquote von 19,97%. 89,6% 
der Teilnehmer beantworteten den Frage­
bogen vollständig.

Grundsätzliche Meinung der 
Ökonomen zur Erbschaftsteuer

Hinsichtlich der Erbschaftsteuer gibt es 
kontroverse Ansichten. So können Erb­
schaften als leistungsloses Vermögen an­
gesehen werden. Sie unterliegen damit 
nicht dem ökonomischen Leistungsprin­
zip und können daher hoch besteuert 
werden. Dem steht die Sichtweise entge­
gen, dass die Erblasser frei über ihr Ver­
mögen verfügen sollten und eine Erb­
schaftsteuer daher nicht erhoben werden 
sollte.1 

In einem ersten Schritt wurden die Öko­
nomen daher gebeten, ihre grundsätzli­
che Meinung zur Besteuerung von Erb­
schaften zu äußern. Bei der Frage, ob sie 

 1	 Aus ökonomischer Sicht hängt die optimale 
Höhe der Besteuerung von Erbschaften und Ver­
mögen von vielen Faktoren ab. Dazu gehört etwa 
die Verteilung von Einkommen und Vermögen, 
die Elastizität von Einkommen und Erbschaften 
auf Steuersatzänderungen sowie das Ausmaß 
an Umverteilung, das gesellschaftlich schließlich 
erwünscht ist (vgl. Piketty und Saez 2013). Hines 
et al. (2016) sowie Schinke (2016) zeigen etwa, 
wie sich eine Reduzierung der Schenkungsteu­
ern im Zuge der Erbschaft- und Schenkungsteu­
erreform 2009 positiv auf die Rate der Schen­
kungen in Deutschland auswirkte.

 *	 Die Autoren danken Fabian Häring für wertvolle 
unterstützende Tätigkeiten bei der Erstellung des 
Artikels. Herr Häring war von Oktober bis Dezem­
ber 2016 Praktikant im ifo Zentrum für öffentliche 
Finanzen und politische Ökonomie.



34 Daten und Prognosen

ifo Schnelldienst 1/2017 – 70. Jahrgang – 12. Januar 2017

grundsätzlich eine hohe oder gar keine Besteuerung von 
Erbschaften bevorzugen, stimmte die Mehrheit der Teilneh­
mer (51%) keiner der beiden Möglichkeiten zu (vgl. Abb. 1). 
Dies zeigt zwar, dass die Ökonomen eine Erbschaftsteuer 
prinzipiell befürworten, diese allerdings nicht zwangsläufig 
hoch ausfallen sollte. Immerhin noch 37% der Teilnehmer 
würden aber eine grundsätzliche hohe Besteuerung befür­
worten, da Erbschaften für sie leistungsloses Vermögen dar­
stellen. Lediglich 12% der Teilnehmer sprechen sich für eine 
generelle Abschaffung der Erbschaftsteuer aus. 

Auch wenn sich die Teilnehmer des Ökonomenpanels somit 
im Grundsatz mehrheitlich für eine Erbschaftsteuer ausspre­
chen, gibt es bezüglich der genauen Ausgestaltung ver­
schiedene Alternativen. Befragt dazu, welches Modell sie 

im Hinblick auf die Erbschaftsteuer bevorzugen würden, 
präferieren die Teilnehmer des Ökonomenpanels ein anderes 
als das gegenwärtig in Deutschland vorherrschende Modell. 

So werden Erbschaften hierzulande derzeit abhängig von 
der Steuerklasse und dem Wert des steuerpflichtigen Er­
werbs mit gestaffelten Sätzen von bis zu 50% besteuert (vgl. 
Tab. 1 und 2). Für Betriebsvermögen wurden dabei im Rah­
men von Verschonungsregeln Ausnahmen geschaffen. Als 
Alternative dazu wird häufig vorgeschlagen, sämtliche Steu­
ervergünstigungen abzubauen und alle Erbschaften ohne 
Ausnahmen mit einem einheitlichen niedrigen Satz zu be­
steuern. ifo-Präsident Clemens Fuest begründete etwa 
schon im Sommer 2016, dass ein einheitlicher niedriger 
Steuersatz die einfachste und gerechteste Lösung sei und 

Die wichtigsten Punkte des Erbschaftsteuer-Kompromisses: 

•	 Um den Wert eines Unternehmens festzustellen und Überbewertungen zu vermeiden, soll das Betriebsergebnis maximal mit einem 
pauschalierten Kapitalisierungsfaktor von 13,75 multipliziert werden. Der Faktor kann bei Bedarf allerdings durch Rechtsverordnung 
an die Zinsentwicklung angepasst werden. Bisher wurde der Kapitalisierungsfaktor jährlich neu in Anlehnung an die gegenwärtige 
Zinsentwicklung festgelegt und lag zuletzt bei 17,86.

•	 In Fällen, in denen ein Erbe finanziell nicht in der Lage ist, die Erbschaftsteuer zu bezahlen, soll sie künftig für sieben anstatt für zehn 
Jahre gestundet werden können. Im ersten Jahr erfolgt die Stundung zinslos, ab dem zweiten Jahr wird eine Verzinsung fällig. Vor­
aussetzung für die Stundung ist, dass die Vorgaben zur Lohnsumme und Behaltensfrist eingehalten werden.

•	 Um das für Familienunternehmen charakteristische personale Element zu berücksichtigen, ist ein Vorwegabschlag von maximal 
30% auf das begünstigte Vermögen möglich. Dafür müssen im Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung Beschränkungen vorliegen, 
die für ein Familienunternehmen typisch sind.

•	 Aufgrund der Höhe der steuerbefreiten Beträge hatte das Bundesverfassungsgericht 2014 insbesondere die Privilegierung großer 
Unternehmen beanstandet. Um den verfassungsrechtlichen Anforderungen zu entsprechen, wurde im Reformkompromiss eine 
Grenze von 26 Mio. Euro (Prüfschwelle) eingeführt: 

	 Bei großen Betriebserbschaften ab 26 Mio. Euro wird die Steuer fortan grundsätzlich für das gesamte Vermögen in vollem Umfang 
festgesetzt: 

	 •	 Der Erbe hat dabei im Rahmen einer Verschonungsbedarfsprüfung die Möglichkeit nachzuweisen, dass er die Steuerschuld  
	 nicht aus dem auf ihn übergehenden sowie aus seinem bereits verfügbaren Vermögen (inklusive Privatvermögen) begleichen 
	 kann. Alternativ hat der Erbe die Möglichkeit, einen Verschonungsabschlag zu beantragen, durch den der Steuererlass schritt- 
	 weise abgeschmolzen werden kann, bis er bei Erbschaften ab 90 Mio. Euro ganz entfällt. 

	 Für Betriebe mit einem Vermögenswert unter 26 Mio. Euro gilt fortan:

	 •	 Wie bisher zu 85% (Regelverschonung) oder zu 100% (Optionsverschonung) von der Steuer befreit, wenn bestimmte Voraus- 
	 setzungen erfüllt sind (Fortführung des Betriebs um fünf bzw. sieben Jahre; Mindestlohnsummen von 400 bzw. 700% der Aus- 
	 gangslohnsumme).

	 •	 Während bisher jedoch Betriebe mit bis zu 20 Beschäftigten von der Lohnsummenregelung ausgenommen waren, gilt für diese 
	 Ausnahme jetzt eine Beschränkung auf Betriebe mit nicht mehr als fünf Beschäftigten.

	 •	 Für Betriebe von sechs bis zehn bzw. elf bis 15 Mitarbeitern gelten jeweils niedrigere Mindestlohnsummen (250 und 500% bzw. 
	 300 und 565%). 

	 •	 Die vollständige oder teilweise Verschonung wird nur noch begünstigtem Vermögen zuteil. Um die Optionsverschonung in An- 
	 spruch zu nehmen, darf das begünstigungsfähige Vermögen jedoch maximal zu 20% aus Verwaltungsvermögen bestehen. Das 
	 nicht begünstigte Verwaltungsvermögen unterliegt hingegen zukünftig bei allen Erwerbern von Betriebsvermögen einer soforti- 
	 gen definitiven Besteuerung und wird somit auch bei einem Vermögen unter 26 Mio. Euro besteuert. Bisher war ein Verwaltungs- 
	 vermögensanteil von bis zu 50% unschädlich und ebenfalls begünstigt. Der Katalog von Gegenständen, die ausdrücklich als  
	 Verwaltungsvermögen zählen, ist ebenfalls erweitert worden. Dazu gehören nun auch Briefmarkensammlungen, Oldtimer, Yach- 
	 ten, Segelflugzeuge sowie sonstige typischerweise der privaten Lebensführung dienende Gegenstände, wenn die Herstellung,  
	 Verarbeitung, Vermietung oder der Handel mit diesen Objekten nicht Hauptzweck des Betriebes ist. 

Die Neuregelungen treten rückwirkend zum 1. Juli 2016 in Kraft.1

1	 Vgl. Wiebe und Fetzer (2016) für detaillierte Erläuterungen zu den neuen Regelungen der Erbschaftsteuerreform 2016 und ihren Auswirkungen für 
Familienunternehmen.

Box
Die neuen Regelungen der Erbschaftsteuerreform 2016
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sprach sich dabei unter Einhaltung der persönlichen Freibe­
träge für eine einheitliche Erbschaftsteuer von 8% auf alles 
aus (vgl. ifo Institut 2016; FAZ 2016).2 

Unter der Voraussetzung eines gleichen Steueraufkommens 
bei allen in der Befragung zur Auswahl gestellten Alternativen 
präferieren auch 61% der Teilnehmer des Ökonomenpanels 
die Option eines einheitlich niedrigen Erbschaftsteuersatzes 
(vgl. Abb. 2). 39% der befragten Teilnehmer würden dage­
gen das gegenwärtig in Deutschland vorherrschende Modell 
mit Ausnahmen und einer Staffelung der Erbschaftsteuer­
sätze bevorzugen. 

 2	 Fuest führte aus, dass die Kombination aus hohen Steuersätzen und 
Ausnahmen für Unternehmen nicht zu einer gerechten und wirtschaftlich 
tragbaren Erbschaftsteuer führen könne. Durch die Ausnahmen bliebe 
die Steuergerechtigkeit auf der Strecke, ohne Ausnahmen wäre die Steu­
er jedoch für die Unternehmen wirtschaftlich nicht tragbar. Gerechtigkeit 
und wirtschaftliche Tragbarkeit sind laut Fuest daher nur zu erreichen, 
wenn die Steuersätze massiv gesenkt werden und die Ausnahmen für 
Unternehmensvermögen entfallen.

Gegenwärtig nimmt die Erbschaftsteuer in 
Deutschland aus haushaltspolitischer Sicht 
eine nachgeordnete Rolle ein, da sie mit 
knapp 6,3 Mrd. Euro (2015) lediglich für rund 
1% des gesamten Steueraufkommens steht. 

Die Teilnehmer des Ökonomenpanels spre­
chen sich dahingehend eindeutig für eine 
Stärkung der Bedeutung der Erbschaftsteuer 
im Steuermix aus (vgl. Abb. 3). Befragt, ob sie 
eine Steuerreform befürworten würden, die 
bei gleichem Gesamtsteueraufkommen zu ei­
ner Erhöhung des Erbschaftsteueraufkom­
mens mit einer gleichzeitigen Senkung ande­
rer Steuern führt, sprach sich eine absolute 
Mehrheit von 68% der Teilnehmer für eine sol­
che Reform aus. Lediglich 23% der Teilneh­
mer würden eine derartige Reform ablehnen, 
während 9% dazu keine Angabe machten. 

Die Teilnehmer hatten bei dieser Frage zudem noch optional 
die Möglichkeit anzugeben, welche andere Steuer sie für 
eine Erhöhung des Erbschaftsteueraufkommens senken 
würden. Am häufigsten wurde dabei eine Senkung der Ein­
kommensteuer vorgeschlagen.3 

Verschonungsregeln bei der Erbschaftsteuer aus 
Sicht der Ökonomen

Das deutsche Erbschaftsteuergesetz sieht in seiner konkre­
ten Ausgestaltung neben einer Staffelung der Steuersätze 
auch Ausnahmeregelungen für Betriebsvermögen vor, wo­
nach dieses steuerlich verschont werden kann. 

Die Frage, ob Betriebsvermögen erbschaftsteuerlich be­
günstigt werden sollte, wird in der wirtschaftswissenschaft­
lichen Literatur kontrovers diskutiert.4 Gegen die Verscho­
nung von Betriebsvermögen spricht, dass zum einen zu­

3	 ifo-Präsident Clemens Fuest legte etwa in einem 
Interview mit der Nordwest-Zeitung dar, dass die 
Einkommensteuern durch die Kalte Progression 
stärker als andere Steuern steigen und man deshalb 
hier die Steuerzahler entlasten sollte (vgl. Herholz 
2016). Jüngste Berechnungen des ifo Instituts zei­
gen Reformoptionen für mögliche steuerliche Entlas­
tungswirkungen bei der Einkommensteuer auf – bei­
spielsweise durch einen »Tarif auf Rädern« zur 
Beseitigung der Kalten Progression (vgl. Dorn et al. 
2016a) oder durch Varianten zur Abflachung des 
Mittelstandsbauchs (vgl. Dorn et al. 2016b). Wenn 
die Steuerquote zwischen 2014 und 2020 konstant 
gehalten würde, würden sich allein dadurch schon 
Entlastungsmöglichkeiten bei der Einkommensteuer 
in Höhe von 18 Mrd. Euro ergeben (vgl. Fuest 2016).

 4	 Der nachfolgende Überblick zum Stand der For­
schung folgt weitgehend Kauder et al. (2014, 
S. 2 f.). Vgl. zudem zur Begünstigung des Betriebs­
vermögens BMF (2012), zu Steuervergünstigungen 
und Unternehmensnachfolge vgl. Pèrez-Gonzàlez 
(2006), Bennedsen et al. (2007) und Grossmann 
und Strulik (2010).

keine der Alternativen
51%

keine Besteuerung
12%

hohe Besteuerung
37%

Besteuerung der Erbschaften

Quelle: Ökonomenpanel Oktober 2016.

Welcher Aussage stimmen Sie im Hinblick auf die Erbschaftsteuer zu?

hohe Besteuerung:
Erbschaften stellen leistungsloses 
Einkommen dar. Sie sollen daher hoch 
besteuert werden.

keine Besteuerung:
Der Erblasser sollte frei über sein Geld 
verfügen können. Eine Erbschaftsteuer 
sollte daher nicht erhoben werden.

keine der beiden Alternativen

Abb. 1

Tab. 1 
Steuerklassen und persönliche Freibeträge 

Steuer-
klasse 

Personenkreis  Freibetrag 

I Ehegatte und Lebenspartner  500 000 Euro 

 
Kinder, Stiefkinder, Kinder verstorbener 
Kinder und Stiefkinder 

400 000 Euro 

 Enkelkinder 200 000 Euro 
 Eltern und Großeltern bei Erbschaften  100 000 Euro 

II 

Eltern und Großeltern (soweit nicht zur 
Steuerklasse I gehörend), Geschwister, 
Neffen und Nichten, Stiefeltern, Schwie-
gerkinder, Schwiegereltern, geschiedene 
Ehegatten und Lebenspartner einer 
aufgehobenen Lebenspartnerschaft  

20 000 Euro 

III 
Alle übrigen Beschenkten und Erwerber, 
Zweckzuwendungen 

20 000 Euro 

Quelle: §16 ErbStG. 
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sätzliche Steuererhebungskosten entstehen und verschie­
dene Vermögensarten durch die Verschonung steuerlich 
unterschiedlich behandelt werden, was wiederum zu krea­
tiven Steuervermeidungsplanungen der Unternehmen füh­

ren kann. Diese können volkswirtschaftlich 
ineffizient sein, wenn infolgedessen unter­
nehmerische Entscheidungen allein aus 
Steuergründen getroffen werden. Für die 
Verschonung von Betriebsvermögen spricht 
dagegen, dass durch die Erbschaftsteuer 
den Unternehmen Liquidität entzogen wird, 
was Investitionen und Arbeitsplätze gefähr­
den oder gar zu Unternehmensverkäufen 
führen könnte. 

Aus den Antworten einer unter Familienun­
ternehmen in den Vereinigten Staaten durch­
geführten Umfrage von Astrachen und Tut­
terow (1996) geht hervor, dass sich durch die 
Erbschaftsbesteuerung Anreize bei Investi­
tions- und Beschäftigungsentscheidungen 
verschieben und dadurch das Unterneh­
menswachstum reduziert wird.5 In einer vom 
ifo Institut durchgeführten Umfrage unter 
deutschen Familienunternehmen im Jahr 
2014 weisen die Antworten der Unterneh­
men ebenfalls mehrheitlich darauf hin, dass 
die Begünstigung von Betriebsvermögen 
(Verschonungsabschlag) im Erb- und Schen­
kungsfall wichtig zur Aufrechterhaltung der 
Investitionshöhe und der Beschäftigtenzahl 
ist. Knapp 43% der Familienunternehmen ga­
ben sogar an, dass das Unternehmen oder 
Teile davon hätten verkauft werden müssen, 
wenn es den Verschonungsabschlag nicht 
gegeben hätte (Kauder et al. 2014). Auch 
Brunetti (2006) zeigt, dass eine Erbschaft­
steuer häufig zu Verkäufen von Unternehmen 
geführt hat, wobei in der Studie nicht nach­
zuweisen ist, dass ein Liquiditätsmangel da­
für verantwortlich war.

Houben und Maiterth (2011) kommen dage­
gen anhand einer Mikrodatensimulation zu 
dem Ergebnis, dass die in Deutschland be­
reits vor der Erbschaftsteuerreform 2009 an­
gewandten Regelungen keine Gefahr für Un­
ternehmen und Arbeitsplätze durch steuer­
bedingte Liquiditätsengpässe waren.6 Auch 
der Wissenschaftliche Beirat beim Bundes­
ministerium der Finanzen (BMF 2012) sieht 

 5	 Holtz-Eakin et al. (2001) zeigen zudem, dass Familien­
unternehmer in den Vereinigten Staaten vorbeugend 
tätig wurden und vermehrt Lebensversicherungen 
abgeschlossen haben, damit zum Zeitpunkt der Erb­
schaftsteuerbelastung (d.h. zum Todeszeitpunkt) liqui­
de Mittel für das Unternehmen zur Verfügung standen. 

 6	 Die vor 2009 angewandten Regelungen wurden 
2006 vom Bundesverfassungsgericht für verfas­
sungswidrig erklärt, da die damalige Bewertung von 
Betriebs- und Grundvermögen mit dem Gleichheits­
satz nicht vereinbar war.

Alternative A
39%

Alternative B
61%

Alternative Modelle zur Ausgestaltung der Erbschaftsteuer

Quelle: Ökonomenpanel Oktober 2016.

Nehmen Sie an, der Gesetzgeber spricht sich für eine Erbschaftsteuer aus.
Welches Modell würden Sie bei gleichem Steueraufkommen bevorzugen?

Alternative A:
Besteuerung mit gestaffelten Sätzen 
von bis zu 50% und Ausnahmen für 
Betriebsvermögen (wie gegenwärtig).

Alternative B:
Besteuerung aller Erbschaften (ohne 
Ausnahmen) mit einem einheitlichen 
niedrigen Satz.

Abb. 2

weiß nicht
9%

nein
23%

ja
68%

Erbschaftsteuer im Steuermix

Quelle: Ökonomenpanel Oktober 2016.

Würden Sie eine Steuerreform befürworten, die für ein höheres Erbschaftsteueraufkommen sorgt, wenn 
gleichzeitig andere Steuern gesenkt werden (bei gleichem Gesamtsteueraufkommen)?

Abb. 3

 
 
 
Tab. 2 
Steuersätze nach Steuerklassen 

Wert des steuerpflichtigen 
Erwerbs (§ 10 ErbStG) bis 
einschließlich 

Steuer-
klasse I 

Steuer-
klasse II 

Steuer-
klasse III 

75 000 Euro 7% 15% 30% 
300 000 Euro 11% 20% 30% 
600 000 Euro 15% 25% 30% 
6 Mio. Euro 19% 30% 30% 
13 Mio. Euro 23% 35% 50% 
26 Mio. Euro 27% 40% 50% 
Über 26 Mio. Euro 30% 43% 50% 

Quelle: §19 ErbStG. 
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keinen empirischen Beleg dafür, dass eine Erbschaftsteuer 
zu einer gravierenden Bedrohung von Unternehmen und 
Arbeitsplätzen führt. Vielmehr betrachtet der Beirat Stun­
dungsregelungen als geeignet, um erbschaftsteuerbeding­
te Liquiditätsengpässe zu vermeiden.

Nachdem das Bundesverfassungsgericht im Dezember 
2014 die bisher gültigen Verschonungsregeln für Betriebs­
vermögen in Deutschland für verfassungswidrig erklärt hatte, 
musste das Erbschaftsteuergesetz in Deutschland reformiert 
werden. Die Vertreter von Bund und Ländern haben sich im 
September 2016 auf einen Kompromissvorschlag zur Re­
form der Erbschaftsteuer einigen können. Dieser sieht ins­
besondere eine Einschränkung der bisher für Betriebsver­
mögen geltenden Verschonungsregeln vor (vgl. Box). 

Befragt zu einer Beurteilung der Verschonungsregeln für Be­
triebsvermögen aus ökonomischer Sicht, sind die Teilnehmer 

des Ökonomenpanels mehrheitlich der An­
sicht, dass sowohl die bisherigen als auch die 
neuen Regelungen zu weitgehend sind (vgl. 
Abb. 4 und 5). So beurteilt eine Mehrheit von 
52% der Teilnehmer die bisherigen, vom Bun­
desverfassungsgericht gekippten Verscho­
nungsregeln für Betriebsvermögen aus öko­
nomischer Sicht als zu weitgehend. Lediglich 
23% der Teilnehmer stufen die bisherigen Re­
gelungen als angemessen ein, während die­
se für 12% der Teilnehmer nicht weitgehend 
genug gehen. 13% treffen keine eindeutige 
Aussage. Im Hinblick auf die neu vereinbarten 
Verschonungsregeln, die zwar gegenüber 
den bisherigen Regelungen Einschränkungen 
vorsehen, ergibt sich allerdings nahezu keine 
Änderung dieses Meinungsbildes. So erach­
tet eine Mehrheit von 42% der Teilnehmer 
auch die neuen Regelungen als immer noch 

zu weitgehend. Demgegenüber gehen die neuen Verscho­
nungsregeln für 19% der Teilnehmer nicht weit genug, wäh­
rend sie für 17% angemessen sind. 22% der befragten Öko­
nomen treffen keine eindeutige Aussage. 

Welchen Aspekten wurde im Reformkompromiss 
Rechnung getragen?

Die Sicherung von Arbeitsplätzen und Wettbewerbsfähig­
keit gehört zu den zentralen Zielen der Wirtschaftspolitik. 
Kritiker der Erbschaftsteuer argumentieren, dass eine zu 
hohe Erbschaftsteuer auf Unternehmensvermögen diesen 
Zielen entgegenwirken kann, da die Steuer zu Liquiditäts­
engpässen und ineffizienten Investitionsentscheidungen 
sowie zur Gefährdung des Fortbestands des Unternehmens 
führen kann. Daher wurde von der Politik versucht, mit der 
Schaffung von Ausnahmeregelungen für Betriebsvermögen 

diesen negativen Effekt einer Erbschaftsteu­
er zu begrenzen. 

Im Hinblick auf den nun vereinbarten Re­
formkompromiss zu diesen Ausnahmerege­
lungen ist die relative Mehrheit der befragten 
Ökonomen der Meinung, dass der Aspekt 
der Sicherung von Arbeitsplätzen und Wett­
bewerbsfähigkeit bei den neuen Verscho­
nungsregeln angemessen berücksichtigt 
wurde (27%, vgl. Abb. 6). Für 37% der Teil­
nehmer wurde dieser Aspekt sogar stark 
bzw. sehr stark beachtet. 

Im Gegensatz dazu wurde nach Ansicht der 
befragten Ökonomen den Aspekten der 
Steuergerechtigkeit sowie der Verständlich­
keit des Steuersystems in der gegenwärtigen 
Reform nicht in angemessenem Maße Rech­
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Bisherige Verschonungsregeln aus ökonomischer Sicht

Quelle: Ökonomenpanel Oktober 2016.

Wie bewerten Sie die bisherigen vom Bundesverfassungsgericht gekippten Verschonungsregeln für 
Betriebsvermögen aus ökonomischer Sicht?
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ökonomischer Sicht?
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nung getragen. Eine absolute Mehrheit von 72% respektive 
73% der Teilnehmer beurteilt die Berücksichtigung dieser 
Aspekte in den neu geschaffenen Verschonungsregeln als 
schwach bzw. sehr schwach. 

Clemens Fuest bezeichnete den gefundenen Reformkom­
promiss zur Erbschaftsteuer beispielsweise als ungerecht, 
weil unterschiedliche Vermögensarten sehr unterschied­
lich belastet werden. Auch künftig könnten sehr große 
Vermögen ganz oder fast unbesteuert übertragen werden, 
während etwa nicht begünstigte und eventuell kleinere 
Vermögen hohen Steuern unterliegen. Bei Steuersätzen 
von bis zu 50% sei es jedoch unausweichlich, große Aus­
nahmen für Betriebsvermögen zu gewähren, ohne erheb­
lichen wirtschaftlichen Schaden anzurichten. Die weiterhin 
hochkomplexen und bürokratischen Verschonungsregeln 
für Betriebsvermögen sind laut Fuest aber ebenfalls wirt­
schaftlich schädlich, da sie notwendige Umstrukturierun­
gen von Unternehmen behindern würden. Ein einheitlicher 
niedriger Steuersatz ohne Verschonungsregeln sei hinge­
gen nicht nur gerecht, sondern auch effizi­
ent, so der ifo-Präsident (vgl. ifo Institut 
2016; Herholz 2016).

Gewinner des Reformkompromisses

Die Ökonomen wurden auch bezüglich einer 
Beurteilung der Berücksichtigung der Inte­
ressen verschiedener Gruppen und Parteien 
im Reformkompromiss befragt (vgl. Abb. 7). 
Nach Ansicht der Ökonomen wurden im Re­
formkompromiss insbesondere die Interes­
sen der Familienunternehmer bedacht. Fa­
milienunternehmen haben in Deutschland 
eine erhebliche volkswirtschaftliche Bedeu­
tung und prägen zudem mehrheitlich die 
deutsche Unternehmenslandschaft. So liegt 

der Anteil der Familienunternehmen an allen 
Unternehmen (ohne öffentliche Unterneh­
men) in Deutschland bei über 90%. Zudem 
erwirtschaften diese zusammen knapp die 
Hälfte der Gesamtumsätze aller Unterneh­
men (vgl. Gottschalk et al. 2011). Die Fami­
lienunternehmen tragen dabei mit knapp 
42% wesentlich zum Ertragsteueraufkom­
men (Körperschaft-, Gewerbe-, veranlagte 
Einkommensteuer und Solidaritätszuschlag) 
in Deutschland bei (vgl. Büttner et al. 2016). 
Befragt dazu, inwiefern den Interessen der 
Familienunternehmer in dem Reformkom­
promiss Rechnung getragen wurde, sind 
59% der Teilnehmer der Meinung, dass die 
Anliegen der Familienunternehmer sehr 
stark bzw. stark im Reformkompromiss be­
rücksichtigt wurden. 

Im Vorfeld des Kompromisses war die Besteuerung von Erb­
schaften schon häufig Thema der politischen Debatte. Fi­
nanzminister Wolfgang Schäuble brachte im Februar 2015 
einen Eckpunkteplan hervor, der deutlich verschärfte Ver­
schonungsregeln für Betriebsvermögen vorsah (vgl. Funk 
2015). Die SPD, die prinzipiell ebenfalls für Verschärfungen 
bei den Verschonungsregeln eintrat, unterstützte den Vor­
schlag Schäubles, stellte aber keine eigenen, weitergehen­
den Forderungen auf. Der CSU dagegen ging Schäubles 
Vorschlag viel zu weit. Sie forderte detaillierte Ausnahmere­
gelungen im Rahmen der Besteuerung von Betriebsvermö­
gen, um Arbeitsplätze, vor allem in mittelständischen Be­
trieben, zu schützen. Entsprechende Regelungen kämen 
nach Ansicht der CSU insbesondere Familienunternehmen 
zugute, die in der Unternehmensstruktur in Bayern einen 
großen Anteil ausmachen. Die Position der CSU wurde wei­
testgehend auch vom baden-württembergischen Minister­
präsidenten Winfried Kretschmann geteilt, der damit aller­
dings von der mehrheitlichen Position seiner Partei, den 
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Grünen, abwich (vgl. Leithäuser 2016).7 Erst nach Verab­
schiedung des Reformkompromiss legten die Grünen auf 
ihrem Parteitag die einheitliche Position fest, dass sie sich 
vornehmlich für die Einführung einer einfachen und zweifels­
frei verfassungskonformen Erbschaftsteuer einsetzen, wobei 
sie die genaue Ausgestaltung nicht weiter spezifizierten (vgl. 
Bündnis 90/Die Grünen 2016). Eine einfache Ausgestaltung 
der Erbschaftsteuer könnte beispielsweise durch eine Flat-
Tax erreicht werden. Eine derartige Ausgestaltung favorisie­
ren auch weite Teile der FDP. So plädiert etwa FDP-Chef 
Lindner für eine niedrige Flat-Tax ohne Ausnahmen, um Bü­
rokratie abzubauen (vgl. FDP 2016). Die Linke dagegen plä­
diert schon seit langem für eine allgemeine Erhöhung der 
Erbschaftsteuersätze – insbesondere für große Vermögen –, 
für eine starke Reduzierung der Ausnahmeregelungen für 
Betriebsvermögen sowie für die Einführung einer allgemei­
nen Vermögensteuer ab einem Vermögen von einer Million 
Euro (vgl. Die Linke 2009; 2013). 

Mit Blick auf den nun gefundenen Reformkompromiss ist es 
nicht verwunderlich, dass insbesondere die CSU vermelde­
te, sich bei der Erbschaftsteuerreform durchgesetzt zu ha­
ben und so an der Seite der Familienunternehmen zu stehen 
(vgl. CSU 2016). Auch 53% der Teilnehmer des Ökonomen­
panels sind der Ansicht, dass den Interessen der CSU im 
Reformkompromiss stark bzw. sehr stark Rechnung getra­
gen wurde. Das Ergebnis ist im Einklang mit der Einschät­
zung der Ökonomen, dass zudem insbesondere die Inte­
ressen der Familienunternehmen berücksichtigt wurden (sie­
he oben). 

Die Interessen des Finanzministers werden dagegen von 
einer relativen Mehrheit der Teilnehmer als angemessen im 
Reformkompromiss berücksichtigt beurteilt (36%). Gleich­
zeitig meinen aber auch 27% der Teilnehmer, dass dessen 
Belange nur unzureichend (schwach bzw. sehr schwach) 
beachtet wurden. Dies gilt nach Ansicht der Teilnehmer auch 
im Zusammenhang mit der Berücksichtigung der Interessen 
von SPD, Grünen und der Linken. Die Beachtung der Be­
lange dieser Gruppe im Reformkompromiss wird von 51% 
der Teilnehmer als schwach bzw. sehr schwach beurteilt. 

Letztlich zeigt die politische Debatte um den Reformkom­
promiss sowie die Streuung in der Meinung unter den Öko­
nomen, wie es vom Finanzwissenschaftler Stefan Homburg 
im Ökonomenpanel treffend kommentiert wurde, dass bei 

 7	 Beim Thema Erbschaft- und Vermögensteuer kam erneut der Streit der 
Parteiflügel der Grünen zum Vorschein. Entgegen der Position des Flü­
gels rund um Winfried Kretschmann stand insbesondere der linke Flügel 
der Partei. Der linke Flügel forderte statt der Beibehaltung von Verscho­
nungsregeln für Betriebsvermögen vielmehr sogar die Wiedereinführung 
einer allgemeinen Vermögensteuer. Auch die Einführung einer Flat-Tax 
wurde hierbei diskutiert. Im Bundesrat stimmten letztlich jedoch neben 
dem von Familienunternehmen geprägten Baden-Württemberg auch die 
grün-mitregierten Länder Hessen, Schleswig-Holstein, Nordrhein-West­
falen, Niedersachsen, Bremen und Hamburg für den verabschiedeten 
Reformkompromiss, während andere grün-mitregierte Länder wie Thü­
ringen oder Rheinland-Pfalz dagegen stimmten. 

keiner Steuer die Werturteile so weit auseinander laufen wie 
bei der Erbschaftsteuer. 
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